














































































• Vergaberecht 
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Die Unternehmen im HBK-Unternehmensverbund sind sämtlich vergaberechtlich als öffentliche Auftrag­

geber im Sinne des § 99 Nr. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) einzuordnen. 

Ab den EU-Schwellenwerten gelten damit die Regeln des europäischen Vergaberechts. Seit dem 

01.01.2022 beträgt der Schwellenwert bei Liefer- und Dienstleistungen 215 T€, bei Bauleistungen 5.382 

T€. Die Regeln des europäischen Vergaberechts sind umgesetzt u.a. im Teil 4 GWB, der VgV (Vergabe­

verordnung), der VOB/A (Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen), VOF (Vergabeordnung für 

freiberufliche Dienstleistungen) und VOL/A (Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen [Lieferungen 

und Dienstleistungen]). 

Erreicht der Auftragswert den jeweiligen Schwellenwert nicht, besteht für Unternehmen in privater 

Rechtsform mit kommunaler Beteiligung keine unmittelbare Verpflichtung zur Anwendung des Sächsi­

schen Vergabegesetzes, vgl. § 2 Abs. 3 und 4 SächsVergabeG. Die Anwendung des Sächsischen Verga­

begesetzes soll aber, wie im HBK-Unternehmensverband üblich, im Gesellschaftsvertrag festgeschrieben 

werden. Bei Vergaben unterhalb der Schwellenwerte findet außerdem Haushaltsrecht Anwendung. 

Für die Leistungsbeziehungen zwischen den Unternehmen der HBK-Gruppe kann auf das Privileg der 

Inhouse-Vergabe nach § 108 GWB zurückgegriffen werden. Die Voraussetzungen hierfür sind bei einer 

Auftragsvergabe der HBK GmbH an die HBK-Veiwaltung und Bildung GmbH: 

der öffentliche Auftraggeber (HBK GmbH) übt über die juristische Person (HBK-Veiwaltung und 

Bildung GmbH) eine ähnliche Kontrolle wie über seine eigene Dienststelle aus, 

mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juristischen Person dient der Ausführung von Aufgaben, 

mit denen sie von dem öffentlichen Auftraggeber oder von einer anderen juristischen Person, die von 

diesem kontrolliert wird (z.B. HBK-Poliklinik gGmbH), betraut wurde, und 

an der juristischen Person besteht keine private direkte Kapitalbeteiligung Dritter, mit Ausnahme 

nicht beherrschender Formen der privaten Kapitalbeteiligung und Formen der privaten Kapitalbeteili­

gung ohne Sperrminorität, die durch gesetzliche Bestimmungen vorgeschrieben sind und die keinen 

maßgeblichen Einfluss auf die kontrollierte juristische Person vermitteln. 

Unter der Maßgabe, dass die HBK Veiwaltung und Bildung gemeinnützige GmbH ohne private direkte 

Fremdbeteiligung geführt wird, sind die für die Inhouse-Vergabe bestehenden Voraussetzungen aus­

nahmslos erfüllt. Sollte es wider Eiwarten dennoch zu einer privaten Beteiligung an der HBK Veiwaltung 

und Bildung gemeinnützige GmbH kommen, wird zu beachten sein, dass eine direkte private Kapitalbe­

teiligung nur ausnahmsweise unter den vorgenannten Bedingungen und dann vergaberechtlich un­

schädlich ist, wenn diese nicht beherrschend ist, keine Sperrminorität beinhaltet und keinen maßgebli­

chen Einfluss auf die kontrollierte juristische Person vermittelt. 
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IV. Abwägungsergebnis 

Damit lässt sich das Abwägungsergebnis wie folgt zusammenfassen: 
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Die Errichtung eines Unternehmens zur Erbringung von administrativen und bildungsbezogenen 

Leistungen durch die HBK GmbH und Beteiligung an dieser ist eine zulässige unternehmerische Betäti­

gung der Stadt Zwickau und des Landkreises Zwickau. Die hiermit verbundenen Chancen überwiegen 

die Risiken. Die private Wirtschaft wird grundsätzlich nicht beeinflusst. 

Die GmbH ermöglicht die angestrebte eigenverantwortliche, selbständige und flexible Betriebs­

führung am besten. Da eine Übertragung der Sachmittel derzeit nicht beabsichtigt wird, ist die Bargrün­

dung der gegenüber einer Ausgliederung zur Neugründung deutlich zeit- und kostensparende Weg. 

Kommunale Kontroll- und Einflussnahmemöglichkeiten können durch entsprechende Gestaltung 

des Gesellschaftsvertrages gesichert werden. Hierzu gehört die Einhaltung der Mindestanforderungen 

des § 96a SächsGemO. 

Ein unmittelbares Haftungsrisiko besteht weder für die Stadt Zwickau noch für den Landkreis 

Zwickau. Das Haftungsrisiko der Gesellschafterin HBK GmbH ist auf die zu leistende Einlage begrenzt. 

Umsatzsteuerlich sollte die HBK Verwaltung und Bildung gemeinnützige GmbH in den Organkreis 

der HBK GmbH einbezogen werden. 
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E. Handlungsempfehlung 
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Der HBK GmbH und der SSH GmbH bzw. der Stadt Zwickau und dem Landkreis Zwickau ist zur Reali­

sierung ihrer Ziele zu empfehlen, die HBK Verwaltung und Bildung gemeinnützige GmbH mit dem in der 

Anlage ersichtlichen Gesellschaftsvertrag zu gründen, das dem Bereich Verwaltung und Bildung zuzu­

ordnende Vermögen auf die HBK Verwaltung und Bildung gemeinnützige GmbH zu übertragen und sich 

an dieser Gesellschaft wie vorstehend beschrieben zu beteiligen. 
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Steuerberaterin 

Entwurf des Gesellschaftsvertrages der HBK Verwaltung und Bildung gemeinnützige GmbH 
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